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Rechts unten

Aktien sind auch Spenden
Neu-Delhi – Ein bekannter Hindu-Tempel in
Indien nimmt nun auch Wertpapiere als Spen-
de entgegen. Der Siddhivinayak-Ganapati-
Tempel in Mumbai habe ein Depot eingerich-
tet, auf das Anhänger Aktien und Anleihen
übertragen könnten. Das sagte der Chef der
Tempelverwaltung, Murari Rane. Der Tempel
werde die Anleihen nicht behalten, sondern
noch am Tag der Schenkung verkaufen. Das
Gotteshaus, in dem Gläubige den elefanten-
köpfigen Gott Ganesha um die Erfüllung von
Wünschen bitten, gilt als einer der wohlha-
bendsten Tempel des Landes. Jedes Jahr werden
umgerechnet neun Millionen Euro eingenom-
men. Kaum verwunderlich, besucht doch
Mumbais Oberschicht aus reichen Geschäfts-
leuten und Bollywood-Filmstars den Tempel.

Hofreiter kritisiert Gabriel
Hof – Mit einem Zickzack-Kurs, wie ihn der
Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel
momentan verfolgt, könne das Projekt Ener-
giewende in Deutschland nur scheitern. Das
kritisierte Anton Hofreiter, Fraktionsvorsit-
zender der Grünen im Bundestag, im Inter-
view mit unserer Zeitung. Vor einem Monat
hat der promovierte Biologe ein Buch mit
dem Titel „Fleischfabrik Deutschland“ veröf-
fentlicht, in dem er Missstände bei der indus-
triellen Tierhaltung und den zu hohen Fleischkonsum der Deut-
schen anprangert. Um daraus zu lesen war er kürzlich in der Re-
gion unterwegs. Mit uns hat er über die verfehlte EU-Agrarpolitik
und den Klimawandel gesprochen – und darüber, wie sich beides
als Turbo für internationale Krisen auswirkt. Im Hinblick auf die
kommende Bundestagswahl im Jahr 2017 gibt er sich kämpfe-
risch. Nicht nur, weil er für seine Partei als Spitzenkandidat in den
Wahlkampf ziehen will. Meinung

Hofreiter

De Maizière will mehr Polizei
Würzburg – Der Attentäter von Würzburg
hat nach bisherigen Erkenntnissen der Si-
cherheitsbehörden keinen konkreten Auf-
trag vom IS erhalten. Es handele sich um ei-
nen Einzeltäter, der sich durch die Propagan-
da des IS „angestachelt“ gefühlt habe, sagte
Bundesinnenminister Thomas de Maizière.
Der Fall liege vielleicht „im Grenzgebiet zwi-
schen Amoklauf und Terror“. Er sprach sich
für mehr Videoüberwachung, mehr Polizei
und besseren Schutz der Polizeibeamten aus. Nach dem Angriff
des 17-jährigen Afghanen in einem Regionalzug bei Würzburg hat
die Bundesanwaltschaft die Ermittlungen übernommen. Der
Schritt wird damit begründet, dass sich die Terrororganisation in-
zwischen zu der Tat bekannt habe. „Vor diesem Hintergrund ist zu
klären, ob weitere bislang unbekannte Tatbeteiligte oder Hinter-
männer in die Tat eingebunden waren.“ Zwei der Opfer schwebten
am Mittwoch weiterhin in Lebensgefahr. Bayern

DeMaizière

Türkei verhängt Ausnahmezustand
Erst ein Putschversuch aus den
Reihen des Militärs, dann
folgen „Säuberungen“ mit
Festnahmen. Nun verhängt
Präsident Erdogan auch noch
den Ausnahmezustand.

Ankara – Nach dem gescheiterten Putsch
hat die türkische Führung den Ausnahme-
zustand im Land verhängt. Dieser gelte für
drei Monate, verkündete Staatspräsident
Recep Tayyip Erdogan in der Nacht zum
Donnerstag nach einer Sondersitzung des
Nationalen Sicherheitsrates und des Kabi-
netts in Ankara. Unter dem Ausnahmezu-

stand kann Erdogan weitgehend per De-
kret regieren. Grundrechte wie die Ver-
sammlungs- und die Pressefreiheit können
nach dem Gesetz zum Ausnahmezustand
ausgesetzt oder eingeschränkt werden.

Erdogan begründete den Ausnahmezu-
stand mit Artikel 120 der Verfassung. Die-
ser erlaubt den Schritt bei „weit verbreite-
ten Gewaltakten zur Zerstörung der frei-
heitlich-demokratischen Ordnung“ oder
bei einem „gravierenden Verfall der öffent-
lichen Ordnung“. Der Beschluss muss im
Amtsanzeiger veröffentlicht und ans Parla-
ment übermittelt werden. Das Parlament
kann die Dauer des Ausnahmezustands
verändern, ihn aufheben oder ihn auf Bitte
des Kabinetts verlängern.

Erstmals seit dem Putschversuch war am
Mittwoch der Nationale Sicherheitsrat un-
ter Erdogan zusammengekommen. An-
schließend tagte das Kabinett unter dem
Vorsitz des Präsidenten, um über neue
Maßnahmen im Kampf gegen die Bewe-
gung des in den USA lebenden Predigers
Fethullah Gülen zu beraten. E

Unter dem Ausnahmezustand können
die Behörden beispielsweise Ausgangssper-
ren verhängen, Versammlungen untersa-
gen und Medien-Berichterstattung kon-
trollieren oder verbieten. Zuletzt war in der
Türkei in den mehrheitlich kurdischen
Provinzen Diyarbakir und Sirnak Ende
2002 der Ausnahmezustand aufgehoben
worden. Politik

US-Republikaner
nominieren Trump

Cleveland – Der Parteikonvent der US-Republi-
kaner hat Donald Trump offiziell als Präsident-
schaftskandidaten nominiert. Nach einem mo-
natelangen Vorwahlkampf erreichte der politi-
sche Quereinsteiger die Mehrheit der Delegier-
ten. Trump tritt dann im Herbst voraussichtlich
gegen die frühere First Lady und Außenministe-
rin Hillary Clinton an. Clintons Nominierung
beim Parteitag der Demokraten wird in der
kommenden Woche erwartet. ThemadesTages

Flexible Modelle für
die Arbeitswelt der Zukunft

Stuttgart – Acht Stunden sind kein Tag – das
sollte nach Vorstellung von Experten auch in
der Arbeitswelt umgesetzt werden. Um Berufs-
und Privatleben besser zu vereinbaren, sollten
flexible Arbeitszeitmodelle geschaffen werden.
Der Vorsitzende des Daimler-Betriebsrates, Mi-
chael Brecht, fordert für die Erprobung solcher
Modelle gesetzliche Regelungen, um Mitarbei-
ter vor Ausbeutung zu schützen. Wirtschaft

DasWetter

Heute: Bei wechselnder Bewölkung entwickeln
sich immer wieder zum Teil kräftige Schauer oder
Gewitter, örtlichmit Starkregen, Hagel undSturm-
böen. Die Höchstwerte liegen zwischen 24 und 28
Grad. DerWindweht schwach aus Süd.

morgen
Temp. maximal 27
Temp. minimal 17

heute
Temp. maximal 28
Temp. minimal 15

NeueTurnhalle, neuesWerkstätten- und Seminargebäude des bfz, ein Edel-Aldi undWohnungsbauwie hier in der Rößlermühlstraße: InMarktredwitz tut sich was. Foto: Florian Miedl Lokalteil

Bauboom in
Marktredwitz

Landgericht verurteilt Mutter
der toten Babys zu 14 Jahren Haft
Andrea G. ist des Totschlags
schuldig. Ein Beweis für Mord
sei nicht erbracht worden, sagt
Richter Gillot. Ihr Ehemann
wird freigesprochen.

VonNorbert Klüglein

Coburg/Wallenfels – Die Mutter der acht
toten Kinder von Wallenfels ist vom Land-
gericht Coburg wegen Totschlags in vier
Fällen zu 14 Jahren Haft verurteilt worden.
Der mitangeklagte Ehemann, dem die
Staatsanwaltschaft Beihilfe zum Mord vor-
geworfen hatte, wurde freigesprochen. Die

Erste Große Strafkammer am Landgericht
Coburg fand keine ausreichenden Beweise,
um ihm die Mitwirkung oder die Duldung
der Taten anlasten zu können.

Andrea G., die ihre Haftstrafe voraus-
sichtlich in Aichach verbüßen muss, kann
frühestens nach neun Jahren wieder auf
freien Fuß kommen. Darüber wird aber erst
zu einem späteren Zeitpunkt entschieden.

Till Wagler, der Verteidiger der 45-jähri-
gen Frau, die zwischen 2003 und 2014
heimlich acht Kinder zur Welt gebracht
und mindestens vier davon kurz nach der
Geburt getötet hat, nannte das Urteil fair.
Das Gericht habe alle Facetten der Persön-
lichkeit seiner Mandantin gewürdigt und
die Tatumstände genau abgewogen. Wag-

ler erklärte bereits kurz nach Ende der Ver-
handlung, dass seine Mandantin das Urteil
annehmen werde.

„Es ist erfreulich, dass das Gericht mei-
nen Argumenten gefolgt ist“, sagte Hilmar
Lambert, der Verteidiger des Noch-Ehe-
manns von Andrea G. Die Familie, um die
sich Johann G. in den letzten Monaten
allein gekümmert habe, wolle nun zur
Ruhe kommen.

Die Staatsanwaltschaft Coburg erwägt
dagegen noch, in Revision zu gehen. Wie
ein Sprecher erklärte, müsse seine Behörde
das Urteil erst einmal genau prüfen. Die
Ankläger müssen nun innerhalb einer Wo-
che entscheiden, ob sie Rechtsmittel einle-
gen werden.

In seiner fast einstündigen Urteilsbe-
gründung wies Christoph Gillot, der Vor-
sitzende der Ersten Großen Strafkammer
darauf hin, dass Andrea G. keine niederen
Beweggründe nachgewiesen werden könn-
ten. Sie habe zwar selbstsüchtig gehandelt,
als sie den Kindern kurz nach der Geburt
Mund und Nase zudrückte. „Aber wir ha-
ben auch das Motiv, die Familie zu erhal-
ten“, sagte Gillot. Und das könne nicht als
krass selbstsüchtig bewertet werden. Weil
nicht mit Sicherheit gesagt werden könne,
welches Motiv letztendlich den Ausschlag
für die Taten gegeben habe, „kommen wir
nicht zu niedrigen Beweggründen“, sagte
Gillot. Damit entfiel das Merkmal für eine
Verurteilung als Mörderin. Bayern

Wunsiedel
im Fokus der

Forscher
Wunsiedel – Noch nehmen die Bürger diese
Projekte der SWW Wunsiedel im Alltag kaum
wahr. Doch das könnte sich ändern. Der Ener-
gieversorger hat die Energieflüsse seiner Kraft-
werke im Stromnetz für wissenschaftliche Zwe-
cke transparent gemacht. Damit lässt sich
nachweisen, wie regenerative Energieträger ge-
steuert koordiniert werden. Schon heute geben
sich Forscher in Wunsiedel die Klinke in die
Hand. Bürgermeister Karl-Willi Beck will seine
Stadt als Forschungsstandort etablieren. Viel-
leicht, so seine Hoffnung, könnte eines Tages
sogar einen Hochschule entstehen. „Wir brau-
chen Verbündete aus Forschung und Politik“,
sagt der Wunsiedler Bürgermeister. Lokalteil

Bund Naturschutz lehnt
Trasse nach wie vor ab

Wunsiedel – Die Verantwortlichen beim Bund
Naturschutz (BN) im Landkreis Wunsiedel sind
sich sicher: Die geplante Gleichstromtrasse
wird um das oder durchs Fichtelgebirge verlau-
fen. BN-Kreisvorsitzender Fred Terporten-Löh-
ner und BN-Geschäftsführer Karl Paulus ma-
chen in einer Pressemitteilung deutlich, dass
der Naturschutzverband die Stromautobahn
nach wie vor entschieden ablehnt. Lokalteil

Koordinator für
ausländische Investoren

Wunsiedel – Ausländische Investoren entde-
cken den Landkreis: Sie haben erkannt, dass in
der Region hochwertiger Wohnraum fehlt und
nehmen nun Geld für Neubau-Projekte in die
Hand. Einer davon ist Alexander Kasperko, der
in Wunsiedel und Selb große Pläne hat. Das
Landratsamt reagiert auf die verstärkte Nach-
frage und setzt einen russisch sprechenden Ko-
ordinator für Investoren ein. Lokalteil
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